Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 94 Ausgegeben Danzig, den 17. November | 1923 


628 Der Senat A folgende Verordnung beſchloſſen, die hiermit verkündet wird: 


Verordnung 
zur Ausführung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes und des Einführungsgeſetzes zum و‎ 
verſicherungsgeſetz. Vom 9. 11. 1923. 


I. Umfang der Verſicherung. 3 
8 1. zu 92 A. V. G. 


Vorausſetzung der Verſicherung nach § 1 Abſatz 3 des موب‎ eee ift, daß نو.‎ * 
der Jahresarbeitsverdienſt fünftauſendvierhundert Gulden nicht überſteigt. 5 


8 2. nun 
Verſicherungspflichtig find REE 
a) Bücherreviforen und Stundenbuchhalter 
b) Makler und Agenten 
x auf Bühnen auftredende Künſtler 
) Trichinenbeſchauer 
ei Hebammen und Krankenſchweſtern, : 
wenn fie ihre Tätigkeit auf eigene Rechnung ausüben, ohne in ihrem Betriebe Angeſtellte zu beſchäftigen 
und im übrigen die Vorausſetzungen des § 1 Abſ. 3 des . ua der 
Jahresarbeitsverdienſtgrenze und des Lebensalters vorliegen. 


8 3. N 1 Zu 8 6 A. V. G. 

Die Danziger Bedienſteten ausländiſcher Staaten und ſolcher Perſonen, welche nicht der inländiſchen 

Gerichtsbarkeit unterſtehen, haben die Pflichten der Arbeitgeber nach den Vorſchriften des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes zu erfüllen. 


A 8 4. „ zu 9 A SO 
Verſicheruugsfrei bleiben: Kun 9 m 
1. vorübergehende Dienſtleiſtungen, wenn fie 2 
a) von Perſonen, die überhaupt berufsmäßig feine Angeſtelltenverſicherungspflicht begründende 
Beſchäftigung ausüben, nur gelegentlich, insbeſondere zur gelegentlichen Aushilfe aus⸗ 

geführt werden, 

b) von Perſonen, die ſonſt berufsmäßig keine Angeſtelltenverſicherungspflicht begründende 
Beſchäftigung ausüben, zwar in regelmäßiger Wiederkehr, aber nur nebenher und gegen 
einen geringfügigen Entgelt ausgeführt werden. Als geringfügig gilt ein Entgelt, wenn 
er für den Lebensunterhalt während des Zeitraums, innerhalb deſſen die Beſchäftigung 

in regelmäßiger Wiederkehr ausgeübt wird, nicht weſentlich iſt; 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 25. 11. 1923). 


e T—T—T—. lt. و و‎ | 


— 


vorübergehende Dienſtleiſtungen von Danzigern, die bei einer verfaſſungsmäßigen Vertretung 
Danzigs im Ausland aushilfsweiſe beſchäftigt werden; a : 

3. Dienftleiftungen von Angeftellten, die bei Stellenlofigkeit in gemeinnützigen Schreibſtuben 
oder in Verpflegungsſtationen oder ähnlichen Wohltätigkeitsanſtalten während eines verhältnis⸗ 
mäßig geringen Zeitraums des Kalenderjahrs beſchäftigt werden, auch wenn eine Geld- 
entſchädigung gewährt wird; 

4. Dienſtleiſtungen von Angeſtellten ausländiſcher Eiſenbahnverwaltungen in Eiſenbahnbetrieben 
des Inlandes, ſoweit dieſe Angeſtellten in letzteren vorübergehend beſchäftigt werden; 

5. Dienſtleiſtungen im Inland von Angeſtellten ausländiſcher Betriebe, ſoweit dieſe mit einzelnen 
Betriebshandlungen vorübergehend in das Inland hinübergreifen; 

6. Dienſtleiſtungen von Angeſtellten ausländiſcher Schiffe, die im Binnenſchiffsverkehr Danziger 
Waſſerſtraßen befahren, ſofern nicht dieſe Schiffe im Inland einen regelmäßigen Verkehr von 
erheblicher Dauer unterhalten; 

7. vorübergehende Dienſtleiſtungen nicht zur Schiffsbeſatzung gehörender Perſonen auf Danziger 
Seeſchiffen im Ausland. ۱ 

II. Gegenſtand der Verſicherung. 
Wahlrecht der Wanderverſicherteu. 
8 5. 

Wird ein Antrag auf Rente nach der Invalidenverſicherung geſtellt oder wird zum Zwecke 

eines Rentenantrags eine Auskunft über die Rentenanſprüche aus der Invalidenverſicherung begehrt, ſo 

iſt der Antragſteller darüber zu befragen, ob Beiträge zu beiden Verſicherungen entrichtet worden find 

(Wanderverſicherung). In dieſem Falle hat das Verſicherungsamt, erforderlichenfalls nach Rückfrage bei 

den beteiligten Verſicherungsträgern zu prüfen, ob ſowohl für die Invalidenrente als auch für das 

Ruhegeld die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft aufrechterhalten iſt, ferner welche Bezüge aus jeder 

der beiden Verſicherungen dem Antragſteller zuſtehen und nach ſeinem Tode den Hinterbliebenen zuſtehen 

würden. Iſt in beiden Verſicherungen die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft nicht erloſchen, ſo hat 
das Verſicherungsamt den Antragſteller über Vorausſetzungen, Dauer und Höhe der Leiſtungen ſowie 
über die beſonderen Vorteile der beiden Verſicherungszweige zu belehren und darauf hinzuweiſen, daß 
er bei Erfüllung nicht nur der Wartezeit, ſondern auch der übrigen geſetzlichen Vorausſetzungen zwiſchen 
den Leiſtungen der beiden Verſicherungen wählen kann. Insbeſondere iſt darauf hinzuweiſen, daß der 

Witwe aus der Invalidenverſicherung ihres Ehemannes eine Rente nur gewährt wird, wenn und ſolange 

ſie invalide iſt. 

8 6. 

Die Wahl des Wanderverſicherten erfolgt durch ſchriftliche Erklärung gegenüber dem Ber“ 
ſicherungsamt; über eine mündliche Erklärung iſt von dem Verſicherungsamt eine Niederſchrift aufzunehmen, 
die nach Vorleſung von dem Antragſteller und dem vernehmenden Beamten zu unterzeichnen iſt. 

907. 
۱ Wählt der Wanderverſicherte die Leiſtungen der Invalidenverſicherung oder gibt er binnen einer 
ihm geſetzten Friſt keine Erklärung ab, ſo iſt das die Entſcheidung des Invalidenverſicherungsträgers 
vorbereitende Verfahren durchzuführen. 175 : 


Wählt der Wanderverſicherte die Leiſtungen aus der Angeſtelltenverſicherung, jo gibt das 
Verficherungsamt die Vorgänge an die zuſtändige Stelle ab. 
8 9. 
88 5 bis 8 gelten entſprechend, wenn bei dem Verſicherungsamt der Stadt Danzig ein Antrag 
auf Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung geſtellt wird. 


1 


1 


§ 10. 

. Eine Wahlerklärung iſt unwirkſam, wenn das Verfahren, in dem ſie abgegeben worden iſt, 

abſchließt, ohne daß dem Antragſteller Rente oder Ruhegeld gewährt wird oder wenn die Rente oder 
das Ruhegeld wieder entzogen wird. 9 11 : EE 


Iſt ein Antrag auf Ruhegeld endgültig abgelehnt worden, weil, Berufsunfähigkeit 11101 nade 
weisbar war, jo kann der Antrag erſt ein Jahr, nachdem die Entſcheidung zugeſtellt worden iſt, vorher 
aber nur dann geſtellt werden, wenn glaubhaft beſcheinigt wird, daß inzwiſchen Umſtände eingetreten 
ſind, die den Nachweis der Invalidität liefern. 5 

Wird die Beſcheinigung nicht beigebracht, jo weit das Verſicherungsamt den vorzeitig wieder⸗ 
holten Antrag zurück. Der Beſcheid iſt nicht anfechtbar. 1 

1 ۱ 92 

Die Wahl der einen oder der anderen Verſicherung durch den Verſicherten jelbft ift auch für 
ſeine Hinterbliebenen dauernd bindend. 1 

Hat der Wanderverſicherte ſelbſt keine Wahl getroffen, jo können ſeine Hinterbliebenen, wenn 
die Wartezeit für die Hinterbliebenenrenten ſowohl in der Angeſtelltenverſicherung als auch in der 
Invalidenverſicherung erfüllt und die Anwartſchaft aufrecht erhalten iſt, die Hinterbliebenenrenten aus 
einer dieſer Verſicherungen wählen. Das Wahlrecht ſteht der Witwe oder dem Witwer zu. Sind nur 
Waiſen vorhanden, ſo ſteht ihnen das Wahlrecht gemeinſchaftlich zu; haben ſie mehrere geſetzliche Ver⸗ 
treter, ſo entſcheidet der Vertreter der jüngſten Waiſe. 

N § 13. 

Wenn Verſicherungsleiſtungen aus der einen Verſicherung bereits vor dem 1. Januar 1923 
rechtskräftig feſtgeſetzt worden ſind und entweder zu dieſem Zeitpunkt ein Verfahren über einen Anſpruch 
aus der anderen Verſicherung ſchwebt oder nach dieſem Zeitpunkt anhängig gemacht wird, jo gelten 
88 5 bis 13 entſprechend. Der frühere Beſcheid wird mit der Zubilligung der neuen Rente hinfällig. 

§ 14. 

Schwebt ein Verfahren über einen der vorbezeichneten Anſprüche vor einer höheren Verſicherungs⸗ 
behörde, ſo iſt auch ſie an Stelle des Verſicherungsamts für die ihm durch dieſe Ausführungsbeſtimmungen 
übertragenen Maßnahmen zuſtändig. 

Wird die Verſicherung, für welche die mit der Berufung befaßte Kammer des Oberverſicherungs⸗ 
amts zuftändig iſt, gewählt oder gilt fie als gewählt ($ 7), jo wird dem Verfahren Fortgang gegeben. 
Andernfalls werden die Vorgänge an die für die andere Verſicherung zuſtändige Kammer abgegeben. 

§ 15. 

Vor dem Oberverſicherungsamte kann der Berechtigte auch nach Ausübung des Wahlrechts den 
Antrag ſtellen, daß ihm, wenn der Anſpruch aus der gewählten Verſicherung nicht begründet fein ſollte, 
die Leiſtung der anderen Verſicherung gewährt wird. In dieſem Falle hat die Kammer auch über den 
Anſpruch aus der anderen Verſicherung zu entſcheiden. Der Träger der anderen Verſicherung iſt 
alsdann zu dem Verfahren zuzuziehen; er hat dabei die erforderlichen Erklärungen abzugeben. 

§ 16. 

Hat der Träger der Invalidenverſicherung dem Wanderverſicherten die Invalidenrente entzogen, 
jo kaun dieſer vor dem Verſicherungsamte den Antrag ſtellen, daß ihm für den Fall der Entziehung 
der Invalidenrente das Ruhegeld gewährt wird. Satz 2 und 3 des 8 15 gelten entſprechend. 

III. Berechnung der Verſicherungsleiſtungen. 
1. Grundbetrag und Steigerungsbeträge. 
۳ a 


Das jährliche Ruhegeld beſteht aus Grundbetrag und Steigerungsbetrag. 
Der Grundbetrag iſt für alle Gehaltsklaſſen 140 Gulden. 
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Als Ce werden gewährt: 
ir: Gulden für jeden Beitragsmonat ir Gebaltsflaffe 5 
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Für die Zeiten vor dem 1. Dezember 1923 werden folgende Steigerungsbeträge gewährt: 
1. wenn die Wartezeit von 120 Beitragsmonaten vor dieſem Zeitpunkt erfüllt war, für die 
nachgewieſenen Beitragsmonate zuſamme n 280 Gulden 
2. wenn an der Wartezeit von 120 Beitragsmonaten am 1. Dezember 1923 fehlen, 
bis zu 20 Beitragsmonate für die nachgewieſenen Beitragsmonate zuſ. 230 „ 


mehr als 20 n 77 40 " 2 * " "m; * 180 4 
n" ۳ nn 0 " n n * " n 120 * 
Li * 77 * * * 77 2 00 " 
3 „ 80 Beitragsmonate 10 


Für die bis zum Inkrafttreten des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes feftgefegten Ruhegelder wird 
eine Emheitsrente von jährlich 420 Gulden gewährt. 
l 2. Verrechnung der Steigerungsbeträge bei Wanderverſicherten. 
SBT 
a) Die Steigerungsſätze der Invalidenverſicherung werden nach Abſchluß eines jeden Jahres für 
die in dieſem Jahre erſtmalig zur Zahlung angewieſenen Renten der Landesverſicherungs⸗ 


anſtalt für Angeſtellte von dem Träger der Invalidenverſicherung durch Überweiſung des 


Kapitalwerts erſtattet. 

b) Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte trägt die von ihr zur Zahlung angewieſenen 
Renten, die zu erſtattende Steigerungsbeträge enthalten, für jede Rentenart (Ruhegeld, 
Krankenruhegeld, Witwen- (Witwer⸗) Rente, Waiſenrente) fortlaufend in ein Verzeichnis mit 
folgenden Spalten ein: 

1. laufende Nummer, 

2. Name des Wanderverſicherten, 

3. Renten⸗ oder Aktenzeichen, 

4. Jahresbetrag des von dem Träger der Invalidenverſicherung zu erſtattenden 

Steigerungsbetrags. 

In der Spalte 4 iſt bei den Hinterbliebenenrenten — bei Waiſenrenten ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Waiſen und ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um einfache oder Doppel⸗ 
waiſen handelt — der Steigerungsbetrag des für die Berechnung der Hinterbliebenenrente 
maßgebenden Ruhegeldes einzutragen. 

Die nach § 53 Abſ. 2 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes feſtgeſetzten Ergänzungen ſind 
in gleicher Weiſe wie die Steigerungsbeträge der erſtmalig zur Zahlung angewieſenen Renten 

uu behandeln. 
ze 00 Die Verzeichniſſe (b) werden am Ende des Jahres abgeſchloſſen. Die zu erſtattenden 
Kapitalwerte werden ermittelt, indem die Summe der in Spalte 4 nachgewieſenen Steigerungs⸗ 
beträge 

bei den Ruhegeldern mit 8,4, 

„ „ Krankenruhegeldern mit 1, 

„ „ Witwen⸗(Witwer⸗)Renten mit 4,8, 

„ „ Waiſenrenten mit 3,0 
vervielfältigt wird. 
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d) Die gemäß c feftgeftellten Kapitalmerte und ihre Summe werden dem Träger der Invaliden⸗ 
verſicherung alsbald nach Jahresſchluß mitgeteilt, der die Verrechnung vornimmt. 
§ 19. 


a) Die Steigerungsbeträge der Angeſtelltenverſicherung werden nach Abſchluß eines jeden Jahres 


für die in dieſem Jahre erſtmalig zur Zahlung angewieſenen Renten dem Träger der 
Invalidenverſicherung von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte durch Überweiſung 
des Kapitalwerts erſtattet. 

b) Der Träger der Invalidenverſicherung trägt die von ihm zur Zahlung angewieſenen Renten, 
die zu erſtattende Steigerungsbeträge enthalten, für jede Rentenart (Invaliden⸗ Kranken-, 
Witwen⸗ (Witwer) Witwenkranken⸗, Waiſenrenten) fortlaufend in ein Verzeichnis mit folgenden 
Spalten ein: 

1. Laufende Nummer, 

2. Name des Wanderverſicherten, 

3. Renten⸗ oder Aktenzeichen, 

4. Jahresbetrag des von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte zu erſtattenden 

Steigerungsbetrags. i 

In der Spalte 4 iſt bei den Hinterbliebenenrenten — bei Waiſenrenten ohne Rückſicht 
auf die Zahl der Waiſen — der Steigerungsbetrag der für die Berechnung der Hinter⸗ 
bliebenenrente maßgebenden Invalidenrente einzutragen. 


c) Die Verzeichniſſe (b) find am Ende des Jahres abzuſchließen. Die zu erſtattenden Kapital! 
werte werden ermittelt, indem die Summe der in Spalte 4 nachgewieſenen Steigerungsbeträge 


bei den Invalidenrenten mit 7, 
„ „F Kͤrankenrenten mit 1, 
„ „F Witwen- (Witwer-) Renten mit 4, 
„ „ Witwenkrankenrenten mit 0,4, 
„ Waiſenrenten mit 2,5 
vervielfältgt wird. 
d) Die gemäß c feſtgeſtellten Kapitalwerte und ihre Summe find dem Träger der Angeſtellten⸗ 
verſicherung mitzuteilen, der die Verrechnung veranlaßt. 
IV. Organe des Verſicherungsträgers. 
Verwaltungsrat. 
9 20. ۳ 

Die Mitglieder des Verwaltungsrats und die ehrenamtlichen Mitglieder des Direktoriums erhalten 
für ihre Teilnahme an den Sitzungen Tagegelder und Vergütung der Reiſekoſten in der Höhe, wie ſie 
den Staatsbeamten der Beſoldungsgruppe XII zuſtehen. 

V. از‎ behörden. 
Koſten des Ausſchuſſes und der Kammern. 
8 21. ۱ 

Die geſamten Koſten des Ausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung beim Verſicherungsamt und 
der gleichen Kammern beim Oberverſicherungsamt werden dadurch abgedeckt, daß die Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt für Ageſtellte für jede im Beſchluß- oder Spruchverfahren anhängige Sache 

a) beim Ausſchuß des Verſicherungsamts den Betrag von 10 Gulden, 

b) bei den Kammern des Oberverſicherungsamts den Betrag von 20 Gulden, 

e) bei der Großen Kammer des Oberverſicherungsamts den Betrag von 25 Gulden 


* 


bezahlt. 
Die Zahlung hat nachträglich in vierteljährlichen Teilbeträgen auf Anfordern 
zu a) des Vorſitzenden des Verſicherungsamts, 
zu b) und c) des Vorſitzenden des Oberverſicherungsamts 
zu erfolgen, erſtmalig für die Zeit vom 1. Dezember 1923 bis zum 31. März 1924. 
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VI. Deckung der Leiftungen. 
8 ke 1. Allgemeines. ود‎ f و ان‎ 
151 BR 3; 8 22. 38 Hi. 
e a Zeiten, in dem Verſicherte im Kriege 1914/18 dem Deutſchen Reiche, der öſterreichiſch⸗ 
Aungariſchen Monarchie oder einem anderen mit dem Deutſchen Reiche verbündeten oder befreundeten 
له‎ Staate Kriegs-, Sanitäts- oder ähnliche Dienſte geleiſtet haben, werden, ſoweit ſie in vollen Kalender— 
monaten beſtehen, auf die Wartezeiten und bei Berechnung der Verſicherungsleiſtungen an Ruhegeld und 
Hinterbliebenenrenten nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz als Beitragszeiten angerechnet. 


17 


1 ۱ 8 23. 

* : Die im § 22 bezeichneten Dienſte werden durch die Militärpapiere nachgewieſen. 
3 ۱ 8 24. / 
Br: Die Beſtimmungen zu $ 22 und § 23 gelten entſprechend 


1. für die Zeiten der Kriegsgefangenſchaft, 

2. für die Fälle der freiwilligen Verſicherung. ۱ 

Sie gelten nicht für ſolche Verſicherte, welche in dem ihrer Einberufung zu dem in 8 22 genannten 
Dienſten vorangegangenen Monat bei einer nach altem Recht zugelaſſenen Erſatzkaſſe verſichert waren. 


2. Erſatzzeiten. 


152 : § 25. 1 ۰ 
& ®. FErſatzzeiten im Sinne des § 152 Abf. 1, 2 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes ſollen durch 
F, Beſcheinigungen (Erſatzzeitſchein) nachgewieſen werden. Die Erſatzzeitſcheine werden nach dem beigefügten 


5 
SL Muſter 1 1: ۱ 
1. bei Krankheitszeiten durch die unteren Verwaltungsbehörden oder durch die Krankenkaſſen, 
2. bei Zeiten des Schulbeſuchs durch den Leiter der Anſtalt. 


3 3. Höhe der Beiträge. 
E § 26. 
en Nach der Höhe des Jahresarbeitsverdienſtes werden für die Verſicherten die folgenden Gehalts- 
klaſſen gebildet: e - 
Klaſſe A bis zu 900 Gulden (monatlich 75 Gulden), 
Klaſſe B von mehr als 900 Gulden bis zu 1500 Gulden 
(monatlich 75 Gulden bis 125 Gulden), 
Klaſſe C von mehr als 1500 Gulden bis zu 1800 Gulden 
(monatlich 125 Gulden bis 150 Gulden), 
Klaſſe D von mehr als 1800 Gulden bis zu 2 400 Gulden 
(monatlich 150 Gulden bis 200 Gulden), 
Klaſſe E von mehr als 2400 Gulden bis zu 3300 Gulden 
(monatlich 200 Gulden bis 275 Gulden), 
Klaſſe F von mehr als 3300 Gulden bis zu 4200 Gulden 
(monatlich 275 Gulden bis 350 Gulden), 
Klaſſe G von mehr als 4200 Gulden bis zu 5400 Gulden 
3 (monatlich 350 Gulden bis 450 Gulden). 
Der Monatsbeitrag beträgt: 


in Gehaltsklaſſe ۹ STE e O 3 Gulden, 
۲ VVT 1 
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7 7 E r ee رل‎ 19 5 
" * F IN Hal nl EM GD A ار‎ © a 25 B " 
3 2 T 898 „ 


5 27. 

Beiträge, die vor dem 1. Dezember 1923 entrichtet worden ſind, werden, wenn ſie nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen erſtattet werden, in Guldenwährung zurückgezahlt. Die Umrechnung der 
Markbeträge erfolgt nach der amtlichen Notierung des engliſchen Pfundes zur Reichsmark an der 


32 


Für jede Gehaltsklaſſe werden Monatsmarken ausgegeben. ۱ 1 
Ihr Ausſehen wird durch die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte beſtimmt. Sie kann 
die Gültigkeitsdauer der Marken unter Bekanntgabe des Ablaufstags beſchränken. 


8 209. 

Die Marken werden zum Nennwert verkauft. ۱ 

Der Verkauf erfolgt durch die Poſt. Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann 
andere Verkaufsſtellen beſtimmen. : ۱ ER 

Für den Verkauf erhält die Poſt von der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte eine 
Vergütung, die in beiderſeitiger Vereinbarung feſtzuſtellen iſt. Wird eine Vereinbarung nicht erzielt, 
ſetzt der Senat die Vergütung feſt. 


Danziger Börſe am 1. Dezember 1923 (Mittel zwiſchen Geld⸗ und Briefkurs). Zu erſtatten iſt 233 
mindeſtens ein Gulden. 15 7 ai 
VII. Beitragsordnung. 44 € ie 
1. Beitragsverfahren. 8 Br 
a) Marken. 7 #9 
1555 | as 


p) Verſicherungskarte. 3 
8 30. HER ی‎ > 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte beſtimmt das Ausſehen der Verſicherungs karte. 
Beitragsmarken dürfen nur in Beitragsfelder eingeklebt werden, immer nur eine Marke in ein Feld. r. 
e) Beitragsentrichtung durch Arbeitgeber. m 
8 31. aus 163, 164 
Jahresarbeitsverdienſt für die Beitragsberechnung iſt * 
bei wöchentlicher Zahlung das Zweiundfünfzigfache, 8 
bei monatlicher das Zwölffache, : 8 
bei vierteljährlicher das Vierfache 7 
des gewährten, auf volle Mark abgerundeten Entgelts. 
Gewinnanteile und andere im voraus nicht feſtſtehende Bezüge rechnen nach dem Betrag des 
vorangegangenen Kalenderjahrs. Fehlt ein ſolches, ſo werden ſie abgeſchätzt. 
Für Teilbeſchäftigte beträgt der Jahresarbeitsverdienſt das Zwölffache des Geſamtverdienſtes 
für den Kalendermonat. ۰ - 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann Berechnungsgrundſätze aufſtellen. 7 
8 32. * 
Arbeitszeiten, die ſich nicht feſtſtellen laſſen, ſind für die Beitragsleiſtung abzuſchätzen. Bei = 
Streit entſcheidet das Verſicherungsamt endgültig. 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann Berechnungsgrundſätze aufſtellen. 
§ 33. 
Der Arbeitgeber erwirbt die Marken aus eigenen Mitteln. 
Er klebt bei der Gehaltszahlung die Marke der Gehaltsklaſſe in die Verſicherungskarte. 
Wird kein feſtes Bargehalt gezahlt, ſo ſind die Marken am Monatsſchluß, und wenn die Be⸗ 
schäftigung vorher endet, ſchon dann einzukleben. 
Abſchlagszahlungen gelten hierbei nicht als Gehaltszahlungen. 
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| . 4 
7 Ergeben ſich bei Verrechnung des Beitragsanteils des Verſicherten Teilbeträge, ſo ſind ſie auf 
volle Rechnungseinheiten abzurunden. 0 ۱ 5 


Beſteht der Entgelt nur in Sachbezügen, ſo kann der Arbeitgeber den Sachbezug um den 

Beitragsteil des Verſicherten kürzen. Maßgebend ſind dabei die Ortspreiſe, die gemäß § 1 Abſ. 4 des 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes feſtgeſetzt ſind. Kein Kürzungsrecht beſteht, wenn der Verſicherte ſeinen 
۳ Beitragsteil dem Arbeitgeber bar erſtattet. 
. Wird der Entgelt vom Dritten gewährt, ſo hat der Verſicherte ſeinen Beitragsteil dem Arbeit⸗ 
geber bar zu erſtatten, wenn dieſer den vollen Beitrag entrichtet hat. 

* 8 86. 

Der Arbeitgeber hat die von ihm eingeklebten Marken ſofort zu entwerten. 

Beiträge, die zwangsweiſe oder durch Überwachungsbeamte eingezogen ſind, können durch die 
Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte oder ihre Beauftragten in der Verſicherungskarte vermerkt 
werden. Der Vermerk erſetzt die Beitragsmarken. ۱ ۱ 
Die Ausgabeſtellen und die Überwachungsſtellen haben in den Verſicherungskarten unentwertete 
Marken nach Feſtſtellung der Beſchäftigungszeit, für die ſie gelten, zu entwerten. 

RR ER 8 37. ۱ 
Die Entwertung erfolgt dadurch, daß auf der Marke ihr letzter Geltungstag handſchriftlich oder 
mit Stempel vermerkt wird. Sie darf den Monat in Ziffern abkürzen, zum Beiſpiel 31. 10. 23. 
Andere Entwertungszeichen ſind unzuläſſig. Nur Tinte oder haltbarer Farbſtoff iſt geſtattet. 

Die Entwertung muß deutlich ſein und darf das Markenbild, insbeſondere Geldwert und Gehalts⸗ 
klaſſe, nicht unkenntlich machen. ۱ 
Wer den Entwertungsvorſchriften zuwiderhandelt, kann vom Verſicherungsamte mit Geldſtrafe 
beſtraft werden, wenn keine härtere Strafe nach anderen Vorſchriften eintritt. 


d) Beitragsentrichtung durch Verſicherte. 
8 38 


e. Für die Entrichtung der Beiträge durch Verſicherte gelten die 88 31 bis 37 ſinngemäß. Frei⸗ 
willige Verſicherte entwerten mit dem Zuſatz „fr.. Heil 


Sie heißen „Ausgabeſtellen der Angeſtelltenverſicherung in er, und führen 
einen Stempel mit dieſer Bezeichnung. Ihr Dienſtgebäude trägt dieſelbe Bezeichnung. Die Dienſträume 


Auch die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann Verſicherungskarten ausſtellen, um— 
tauſchen, erſetzen oder durch ihre Beauftragten bei der Beitragsüberwachung ausſtellen laſſen. 
§ 40. 
Zuſtändig ift die Ausgabeſtelle, die angegangen wird. 
N b) Verfahren. 
1. Allgemeine. Beſtim mungen. 
een § 41. 
Die Ausgabeſtelle beurkundet mit Tinte und ohne Radieren; Tintenſtift ift unzuläſſig. Häufig 
wiederkehrende Eintragungen können gedruckt oder geſtempelt werden. In Vordrucken ſind offene Räume, 
die nicht ausgefüllt werden, zu durchſtreichen. ۱ ui 


۲ 
1 
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Berichtigungen dürfen nur durch einfaches Durchſtreichen erfolgen, Sie ſind unter Angabe des 
Tages ſowie der Zahl der geſtrichenen Worte und Ziffern zu beglaubigen. 5 
Alle Eintragungen und Berichtigungen find zu unterſchreiben. Die Unterſchriſt wird durch den 
verantwortlichen Beamten mit ſeinem Namen oder Namensſtempel unter ۳ des ان‎ und 
Bezeichnung der Ausgabeſtelle geleiſtet. ۱ ; 


2. Ausſtellung der erjten Verſicherungskarte. 
8 42. 
Die Verſicherungskarte wird durch die Ausgabeſtelle auf Antrag des از‎ des 
Arbeitgebers ausgeſtellt und dem Antragſteller unverzüglich ausgehändigt. 


§ 43. 

Die perſönlichen Verhältniſſe und die Anſchrift ſind beſonders ſorgfältig einzutragen. Bei er 
iſt auch der Geburtsname anzugeben. 

Der Familienname iſt zu unterſtreichen, bei mehreren Vornamen auch der Rufname.“ 

Die Berufsangabe hat ſich nicht auf eine allgemeine Bezeichnung zu beſchränken, ſondern auch 
den engeren Berufszweig zu enthalten, 8. B. nicht Buchhalter, Techniker, Lehrer, ſondern n 
Tiefbautechniker, Muſiklehrer. 

Die Verſicherungskarte erhält die Nummer 1. 

Die Verſicherungskarte für Selbſtverſicherer iſt am Kopfe der erſten Seite als ſolche zu و‎ 

§ 44. 

Die erſte Verſicherungskarte erhält, wer neu NER wird. Die هه وق‎ 8 
prüft vor der Ausſtellung die Verſicherungspflicht. 

Die Ausſtellung iſt auch zuläſſig, wenn der Antragſteller glaubhaft macht, daß er eine bestimmte 
verſicherungspflichtige Beſchäftigung nur beginnen kann, wenn er ſchon eine Verſicherungskarte beſitzt. 
8 Bei Zweifel über die Verſicherungspflicht ſtellt die Ausgabeſtelle dem Antragſteller die Ver⸗ 
ſicherungsarte aus, teilt aber der eee für Angeſtellte oder der von ihr ی رو‎ 
Stelle ihre Bedenken mit. 

3. He der Verſicherungskarte. 

Der Verſiherte tauſcht die Verſicherungskorte bei der هر‎ beftele;: wenn die ۴۲ 

gefüllt ſind, eee, aber drei Jahre nach der walellung um. 


8 46. 
Die Ausgabeſtelle rechnet die Verſicherungskarte auf. aa 
Die Aufrechnung geſchieht an der im Vordruck vorgeſehenen Stelle folgendermaßen: 
1. Beitragsmonate, die durch Marken in der Verſicherungskarte nachgewieſen ſind, werden nach 
Beitragsklaſſen zuſammengerechnet. 
2. Erſatzzeiten ($ 25) werden an der hierfür vorgemerkten Stelle 3 Anfangs⸗ und Endtag der 
einzelnen Zeiten eingetragen. 


Unter den Beitragsmonaten werden ſie nicht mitgezählt. Sie werden überhaupt nicht 


eingetragen, wenn der Verſicherte vor ihrem Beginne keine verſicherungspflichtige Beſchäftigung 
ausgeübt hat. 


| Die Eintragung erfolgt auf Grund der Erſatzzeitſcheine; ſonſtige Nachweiſe, z. B. ärztliche 
Zeugniſſe, find nicht ausgeſchloſſen. Bei Zweifel über die Anrechnungsfähigkeit hat die Aus⸗ 

gabeſtelle zwar die Erſatzzeiten einzutragen, jedoch ihre Bedenken der. Sede 
anſtalt für Angeſtellte oder der von ihr bezeichneten Stelle mitzuteilen. ۲ 


im 


1262 
3. Die Endzahlen über die Aufrechnung werden dem Inhaber nach dem beigefügten Muſter 2 
beſcheinigt (Aufrechnungsbeſcheinigung). | “ 

Die Aufrechnungsbeſcheinigung wird mit der neuen Verſicherungskarte ausgehändigt. 
Unbeſtellbar gebliebene oder verwahrte Aufrechnungsbeſcheinigungen kann die Ausgabeſtelle 

een Jahr nach Ablauf des Eingangsjahrs vernichten. 8 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann die Aufrechnungsbeſcheinigung von Amts 
wegen oder auf Einſpruch eines Beteiligten ändern. Gegen ihren Beſcheid iſt das Streitverfahren nach 
5 174 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes zuläſſig, die Entſcheidung bindet die Inſtanzen. Nach Ablauf 


von zehn Jahren ſeit Aufrechnung der Verſicherungskarte kann die rechtsgültige Verwendung der in der 


Aufrechnung beſcheinigten Marken nicht mehr angefochten werden, es ſei denn, daß der Verſicherte oder 
ſein Vertreter oder ein zur Fürſorge für ihn Verpflichteter die Verwendung der Marken in betrügeriſcher 
Abſicht herbeigeführt hat. ۱ 5 5 
f § 47. 

Die abgegebenen alten Verſicherungskarten nebſt den Erſatzzeitſcheinen und ſonſtigen Belegen 
für Erſatzzeiten werden von der Ausgabeſtelle verwahrt und am Schluſſe jedes Kalendervierteljahrs ein- 
geſchrieben und portofrei der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte überſandt; bei Überſendung 
durch die Bahn genügt die Angabe des Intereſſes an der Lieferung im Frachtbrief. Wünſchen der 
Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte auf frühere Überſendung in Einzelfällen iſt zu entſprechen. 

’ 8.48. 

Die Ausſtellung der neuen Verſicherungskarte beim Umtauſch hängt nicht von einer Prüfung 
der gegenwärtigen Verſicherungspflicht ab. Hat die Ausgabeſtelle Zweifel oder iſt ſie überzeugt, daß 
bereits Berufsunfähigkeit vorliegt, fo ſtellt fie die Verſicherungskarte aus, teilt aber der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte oder der von ihr bezeichneten Stelle ihre Bedenken mit. 

Als Beruf iſt in der neuen Verſicherungskarte der Beruf zur Zeit der Ausſtellung einzutragen, 
auch wenn die alte Karte einen anderen Beruf angab. Die neue Karte erhält die nächſthöhere Nummer. 
Im übrigen gelten die Vorſchriften über die erſte Ausſtellung entſprechend. 

۱ 8.49. 

Der Arbeitgeber kann Verficherungskarten, die bei ihm zurückgelaſſen find, an die Ausgabeſtelle 
abgeben, jedoch früheſtens drei Monate nach Abgang des Verſicherten. 

Die Ausgabeſtelle rechnet dieſe Karten auf und erteilt dem Arbeitgeber eine Empfangsbeſcheinigung 
mit dem Vermerke, daß eine neue Karte nicht ausgeſtellt iſt. Die abgegebene Verſicherungskarte erhält 
denſelben Vermerk und wird der Landesverfiherungsanftalt für Angeſtellte gleichzeitig mit den übrigen 
Karten überſandt. Verſicherungskarten, die gefunden oder aus einem anderen Grunde bei der Ausgabe- 
ſtelle abgeliefert find, werden ebenſo behandelt. i 

4. Erſatz der Verſicherungskarte. 
§ 50. 
Verlorene, unbrauchbare oder zerſtörte Verſicherungskarten erſetzt die Ausgabeſtelle. 
Das gleiche gilt, wenn eine Verſicherungskarte dem Berechtigten widerrechtlich vorenthalten wird. 
Außerdem kann der Verſicherte auf feine Koſten auch ſonſt ſtets eine neue Verſicherungskarte 
gegen Rückgabe der alten verlangen. 2 8155 
۹ Der bisherige Inhaber hat den Inhalt der Verſicherungskarte nachzuweiſen. Iſt fie noch vor⸗ 
handen, ſo iſt ihr erkennbarer Inhalt ohne Nachprüfung maßgebend. Andernfalls iſt der Inhalt glaubhaft 
zu machen. Regelmäßig genügt die Vorlage der Lohnliſte, wenn aus ihr die Markenverwendung hervor- 
geht, oder eine zuverläſſige Auskunft des Arbeitgebers, der Einzugsſtelle oder der Mitarbeiter. 


۳ 53 E} 
5 58. Ib a 
Auf Grund der beigebrachten Beweismittel ſtellt die Ausgabeſtelle eine Aufrechnungsbeſcheinigung 
aus. Sie erhält die Nummer der Verſicherungskarte, die ſie erſetzt, und den Vermerk: „Ausgeſtellt als 
Erſatz der verlorenen — unbrauchbaren — zerſtörten — Verſicherungskarte Rr. m 
Für die Abänderung und Anfechtung der Aufrechnungsbeſcheinigung gelten die Vorſchriften des 
§ 46 Abi. 3. 95 e RE rue ti 
Die Beweismittel mit Ausnahme der Lohnliſten werden dem Antragſteller abgenommen und 
der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte oder der von ihr bezeichneten Stelle mit der nächſten 
Kartenſendung überſandt nebſt einer Mitteilung über den ſonſtigen Nachweis und einer Abſchrift der 
Aufrechnungsbeſcheinigung. ۱ و ۱ : ورب‎ 
Der Antragfteller erhält eine neue Verſicherungskarte mit der nächſt Höheren Nummer und die 
Aufrechnungsbeſcheinigung. Für die Ausſtellung der neuen Karte gelten im übrigen die allgemeinen 
Vorſchriften entſprechend. e ۱ 1 ۱ 
5. Berichtigung der Verſicherungskarte. 
§ 53. 
Die Ausgabejtelle kann die Verſicherungskarte berichtigen, ER 
I. wenn der Verſicherte nachweiſt, daß die perſönlichen Verhältniſſe bei Ausſtellung der Karte 
unrichtig eingetragen worden ſind, : 
9. wenn eine nachträgliche Anderung des Namens durch die entſprechende Urkunde nachgewieſen 


wird, 
3. wenn bei der Aufrechnung oder Erneuerung eine unvorſchriftsmäßige Markenverwendung ſeſt⸗ 
geſtellt wird. ER j ber ۲ 


Von der Berichtigung ift ſtets bei Anderung des Namens, ſonſt in Zweifelfällen der Landes- 
verſicherungsanſtalt für Angeſtellte oder der von ihr bezeichneten Stelle bei der nächſten Kartenſendung 
Kenntnis zu geben. Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte kann die Berichtigung ändern. 

Die Beteiligten können gegen die Berichtigung des Streitverfahrens nach 8 174 des Angeſtellten 
verſicherungsgeſetzes beantragen; die Entſcheidung bindet die Inſtanzen. 


8 54. 
Berichtigungen der Verſicherungskarten, die bei der Überwachung erforderlich werden, können 
durch die Überwachungsſtelle vorgenommen werden, ſoweit die Beteiligten einverſtanden find. 
eT ین‎ 
In ſonſtigen Fällen erfolgt die Berichtigung der Verſicherungskarten und die Vernichtung ein⸗ 
geklebter Marken durch die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte. 
Die Ausgabeſtelle gibt zu dieſem Zwecke der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte oder 
der von ihr bezeichneten Stelle unter Beifügung der Verſicherungskarte Kenntnis, 
1. wenn ihr bekannt wird, daß ein Arbeitgeber, der bisher verficherungspflichtige Angeſtellte 
beſchäftigt hat, keine Marken mehr verwendet, 
2. wenn Marken unvorſchriftsmäßig, insbeſondere in zu niedriger Gehaltsklaſſe verwendet ſind, 
ſoweit nicht 8 53 Abſ. 1 Nr. 3 Platz greift. ' 
Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte überſendet den Verſicherten die Verſicherungskarten 
nach Eintragung des Vermerkes zuſammen mit ihrem etwaigen Beſcheide. Die Beteiligten können hier⸗ 
gegen das Streitverfahren nach § 174 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes beantragen; die Entſcheidung 
bindet die Inſtanzen. . ne OF 
Iſt ein Beitragsſtreit rechtskräftig entſchieden oder ſonſtwie die Verſicherungspflicht oder ⸗berechtigung 
rechtskräftig verneint, ſo hat die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte die Verſicherungskarte zu 
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1264‚ دا 
berichtigen und rückſtändige Beiträge einzuziehen oder zuviel entrichtete Beiträge auf Antrag zurück⸗‏ 
zuerſtatten, ſoweit noch keine Verjährung eingetreten ift. Run ö‏ 


3 a u 8 176 مج ولد عم‎ § 56. 
9 ۳ 1 Satz 3 
9 . V. G. 


Die Vernichtung von Marken beſteht darin, daß ein Ungültigkeitsvermerk auf die Marke geſetzt 
wird. Auf der Außenſeite der Verſicherungskarte wird die Zahl der vernichteten Marken handſchriftlich 
oder geſtempelt unter Bezeichnung der vernichtenden Stelle vermerkt. 


6. Koſten. 
8 8 57. 

Die geſamte Tätigkeit der Ausgabeſtelle iſt für die Arbeitgeber und Verſicherten koſten⸗ und 
gebührenfrei, ſoweit nicht im Abſ. 4 etwas anderes beſtimmt iſt. Jedoch erhält die Ausgabeſtelle von 
der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte eine Vergütung in gleicher Höhe, wie ſie der Träger der 
Invalidenverſicherung den Krankenkaſſen für die Ausſtellung von Quittungskarten zahlt. 

Die Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte liefert auf ihre Koſten die Vordrucke für die 
Verſicherungskarte, die Aufrechnungsbeſcheinigung und den Erſatzzeitſchein. 

Die Ausgabeſtellen fordern ihre Vergütung nach Schluß jedes Kalenderjahrs für das abgelaufene 
Jahr bei der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte an. 

i Die Ausgabeftelle kann von dem Antragſteller für die Ausſtellung einer Verſicherungskarte 
Koſtenerſatz in dreifacher Höhe der im Abſ. 1 beſtimmten Sätze nur beanſpruchen, 
1. wenn die neue Karte gegen Rückgabe der alten nach 8 50 Abſ. 3 beantragt wird, 8 
2. wenn der Arbeitgeber die Ausſtellung beantragt, weil der Verſicherte dies zu Unrecht unter- 


laſſen hat. 
VIII. ۷ 
7 4. 8.05 i i 76 3 § 58. : 
. Das Vermögen des Trägers der Angeſtelltenverſicherung ift bis zu einem Viertel in verbrieften 


Forderungen gegen die Freie Stadt Danzig anzulegen. 
Solange der Verſicherungsträger noch nicht ein Viertel ſeines Vermögens nach Abſ. 1 angelegt 
hat, muß er jährlich mindeſtens 10 vom Hundert ſeines Vermögenszuwachſes in dieſer Weiſe anlegen. 


* 2.8.50 8 IX. Verfahrens ordnung. 
ای تا‎ A. Ausſchüſſe für Angeſtelltenverſicherung. 
1. Einleitende Vorſchriften. 
§ 59. 


8 F.iür den Geſchäftsgang und das Verfahren des Ausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung beim 
Verſicherungsamt gelten ſinngemäß die Vorſchriften der Verordnung über Geſchäftsgang und Verfahren 
der Verſicherungsämter vom 24. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. S. 1107), ſoweit nicht nachſtehend etwas 
anderes beſtimmt iſt. ) ۷۳ 


Der Vorſitzende bildet einen Sprud- und Beſchlußausſchuß für Angeſtelltenverſicherung. : 
Die Verſicherungsvertreter des Spruchausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung bilden zugleich den 
Beſchlußausſchuß. : 
ی وگو‎ 8 61. 

Alle Entſcheidungen, Beſchlüſſe, Anordnungen, Verfügungen, Erſuchen, Berichte uſw. des Aus⸗ 


ſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung ergehen unter dem Namen des Verſicherungsamts mit dem Zuſatz 
„Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung“. Dabei iſt Spruchausſchuß und Beſchlußausſchuß zu unterſcheiden. 
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8. 2. 

Im Beitragsſtreitverfahren nach 98 173, 174 des Angeftelltenverficherungsgefehes entſcheidet der 
Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung unter Ausſchluß der ſonſtigen Ausſchüſſe. Wird eine Angelegenheit, 
die zur Zuſtändigkeit des Ausſchuſſes für Angeſtelltenverſicherung gehört, bei einem Ausſchuß anderer 
Art desſelben oder eines anderen Verſicherungsamts anhängig, ſo hat dieſer ſeine Unzuſtändigkeit aus⸗ 
zuſprechen und die Sache an den Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung zu verweiſen. Entſprechendes 
gilt, wenn bei dem Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung eine Angelegenheit anhängig wird, die nicht zu 
ſeiner Zuſtändigkeit gehört. Die Entſcheidung, durch die der verweiſende Ausſchuß ſeine Zuſtändigkeit 
verneint, iſt bindend. ۱ ۹ 02 een 
2. Ordnung des Verfahrens. : HIN . A 

a) Allgemeines. 


8 68. 

Die Softer des nach § 18 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 beſtellten beſonderen 
Vertreters gelten als gerichtliche Soften. 

8 64. 

Der Vorſitzende kann zur Aufklärung des Sachverhalts dem Verſicherten, auch wenn er perſönlich 
erſcheint, ausnahmsweiſe geſtatten, ſich auf Koſten der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte einen 
Vertreter zu nehmen. Der Vorſitzende beſtimmt Art und Umfang der e er kann ی‎ den 
Vertreter ſelbſt beſtimmen. 7 ۱ ۱ 

8 65. 

Dem nach 8 64 gejtatteten Vertreter werden auf ſeinen Antrag die Auslagen Gale die er 
zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung aufgewendet hat. Auch kann ihm für ſeine Mühewaltung eine 
angemeſſene Vergütung gewährt werden. Der Antrag iſt an den Vorſitzenden zu 1۷ Die Unter- 
lagen für die Berechnung find glaubhaft zu machen. 

Die baren Auslagen werden beſonders erſtattet. Der Vorſitzende kann fie. دب‎ in die سس‎ 
einbeziehen oder neben der Vergütung einen Pauſchbetrag feſtſetzen. 


Reiſekoſten werden nur erſtattet, wenn der Vorſitzende zur Ausführung 92 Reise ‘Dorbe er⸗ 
mächtigt hatte. Nachträgliche Genehmigung iſt ausnahmsweiſe ſtatthaft, wenn die Reiſe notwendig war. 
Für den durch eine Reife verurſachten Zeitaufwand kann neben der Vergütung des 9۲6۲ 1 eine 
angemeſſene beſondere Entſchädigung gewährt werden. Ob eine Fahrt als Reiſe zu gelten 55 iſt im 
Einzelfalle vom Vorſitzenden zu entſcheiden. 
§ 66. 

Sind mehrere Streitfälle zu gemeinſamer Verhandlung und Entſcheidung Annen ſo werden 
die nach § 65 zu zahlenden Beträge nur einmal gewährt, ſoweit nicht durch die Behandlung De Falles 
beſondere Koſten entſtanden ſind. = N ا‎ 

§ ٣ 111191 1 

Die Koſten werden nach $ 65 auch dann erjtattet, wenn der Vertretene unterliegt. 

Weitere Koſten werden auch im Falle des Obſiegens nicht erſtattet. 


Soweit nicht in den §§ 63 bis 67 etwas en beſtimmt iſt, gelten für die Koſtenentſcheidung 
ausſchließlich die Vorſchriften der 88 274, 275 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. 
8 69. 


Iſt ein Vertrauensmann mit der Einnahme des Augenſcheins außerhalb der mündlichen Bere 


handlung beauftragt, jo kann er in einfacheren Fällen allein eine, $eftfteluug, zu den Akten bringen 
oder einreichen. ۳ 


Pr C 2772 ²˙· AA ²ĩ˙ = a ba da Zn 
Yan 1 ۳: 


§ 70. 
ور‎ Eaiur die Berichtigung und Ergänzung der Entſcheidung gelten die Vorſchriften der §§ 246, 247 
des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. Ei 


Mündliche Verhandlung findet im Beſchlußverfahren nur in den Fällen ſtatt, die im § 253 des 
Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes beſtimmt find. _ 

Findet im Beſchlußverfahren eine mündliche Verhandlung nach Ermeſſen des Vorſitzenden nicht 
ſtatt, ſo kann der Antrag der Partei auf mündliche Verhandlung nur binnen einer Woche nach der 
Zuſtellung der Entſcheidung geſtellt werden. Die Entſcheidung des Vorſitzenden muß darauf hinweiſen. 
Sie 92 mit Gründen zu verſehen. 7 

b) Beſonderer Teil. 
§ 72. 

Beim Anſpruch auf Invalidenrente ſind, wenn der Antragſteller auch Beiträge zur Angeſtellten⸗ 

i E entrichtet hat, auch die im § 73 Abſ. 1 und ۰ bezeichneten Urkunden vorzulegen. 

8 73. 
f Beim Anſpruch auf Ruhegeld wegen ام هه‎ find vorzulegen: die letzte Verſicherungs⸗ 
karte, die Beſcheinigungen über Aufrechnungen der früheren Verſicherungskarten, der Kontoabſchluß für 
die Zeit bis zum 31. Dezember 1922, die ی‎ und etwaige Nachweiſe über م۵۱‎ ۵ 
bei einer Erſatzkaſſe nach altem Recht. 

Ferner hat der Antragſteller eine ärztliche, behördliche oder andere zuverläſſige Beſcheinigung 
vorzulegen, aus der ſich ſeine Beſchwerden, der körperliche Befund, die Berufsunfähigkeit und ihre Dauer 
ergeben. As 
Hat der Antragſteller eheliche, für ehelich erklärte oder an Kindesſtatt angenommene Kinder 
unter 18 Jahren oder elternloſe Enkel und Stiefkinder unter 18 Jahren, deren Unterhalt von ihm beſtritten 
wird, oder uneheliche Kinder unter 18 Jahren, wenn die Vaterſchaft des Ruhegeldberechtigten feſtgeſtellt 
iſt, jo find die Geburtsurkunden und die zum Nachweis der Verwandtſchaft erforderlichen Urkunden 
einzureichen. 
1 Hat der Antragſteller auch Beiträge zur Invalidenverſicherung entrichtet, jo find auch die im 
§ 74 Abſ. 1 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 bezeichneten Urkunden vorzulegen. 

8 74. 
Bei einem Antrag auf Witwenrente aus der Angeſtelltenverſicherung iſt Berufsunfähigkeit nicht 
| nachzumweifen. Sie iſt keine . des Anſpruchs. 
8 75. 
Bei Anſprüchen auf Waiſenrente aus der Angeſtelltenverſicherung iſt die Bedürftigkeit der Waiſen 
in keinem Falle nachzuweiſen. Sie iſt keine Vorausſetzung des ای‎ 
876 
Beim Anſpruch auf Abfindung aus 8 58 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes ſind die Sterbe⸗ 
urkunden und die das Verwandtſchaftsverhältnis klarſtellenden Urkunden vorzulegen, auch hat der Antrag— 
ſteller glaubhaft zu machen, daß ihm Beſſerberechtigte nicht bekannt ſind. 
Außerdem gelten die Vorſchriften über den Antrag auf Ruhegeld entſprechend. 
IR 
Bei Anſprüchen auf Erſtattung aus ‚5,59 des Angeſtelltenverficherungsgeſetzes iſt die Heirats⸗ 
urkunde vorzulegen. 
Außerdem gelten die Vorſchriften über den Antrag auf Ruhegeld entſprechend. 


‚her 
9 78. 

Bei Anſprüchen auf § 326 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes find die Sterbeurkunde und bei 
Anſprüchen von Witwen oder Witwern die Heiratsurkunden, bei Anſprüchen von Kindern die Geburts- 
urkunden und die Sterbeurkunde auch des anderen Elternteils vorzulegen. 

Außerdem gelten die Vorſchriften über den Antrag auf Ruhegeld entſprechend. 

RE E EEN 7 5 8 

Das Verſicherungsamt hat bei einem Antrag aus der Invalidenverſicherung feſtzuſtellen, ob der 
Antragſteller Beiträge auch zur Angeſtelltenverſicherung und. bei einem Antrag aus der Angeftellten- 
verſicherung, ob er Beiträge auch zur Invalidenverſicherung entrichtet hat. In beiden Fällen hat das 
Verſicherungsamt ferner feſtzuſtellen, ob der Antragſteller bereits früher Anträge auf Gewährung von 
Leiſtungen der Unfall⸗ der Invaliden⸗ und Hinterbliebenen⸗ oder der Angeſtelltenverſicherung geſtellt hat 
und welche Beſcheide ihm erteilt worden find. ۳ 

Das Verſicherungsamt hat von den betreffenden Verſicherungsträgern die Akten und Belege 
einzufordern (Abſchrift oder Auszug aus den Verſicherungskonten der Landesverſicherungsanſtalt für 
Angeſtellte, die Verſicherungskarten, nötigenfalls auch die Quittungskarten der Invalidenverſicherung, 
ferner die etwa vorhandenen Verhandlungen über Streit wegen der Verſicherungspflicht, über Beitrags- 
überwachung, über Heilbehandlung, in geeigneten Fällen auch über frühere Invalidenrenten⸗, Altersrenten⸗ 
und Hinterbliebenenanſprüche ſowie die etwa vorhandenen Krankenkaſſenakten uſw.) 

s 80. 

Sind bei der Feſtſtellung der Leiſtungen aus der Angeſtelltenverſicherung oder Invaliden⸗ 
verſicherung Steigerungsbeträge auch aus der anderen Verſicherung anzuſetzen, ohne daß ein Anſpruch 
auf Leiſtungen gegen dieſe Verſicherung beſteht, ſo iſt dem Träger dieſer Verficherung der Antrag und 
das Ergebnis der Ermittlungen mitzuteilen und ihm Gelegenheit zur Außerung zu geben. 

Er iſt zu benachrichtigen, wenn mündliche Verhandlung ſtattfindet, und iſt berechtigt, einen 
Bertreter zu dieſer zu entſenden. Der Vertreter iſt zu hören. 7 
9 81. * | 

Eine Abſchrift des Gutachtens des Verſicherungsamts ift den nach 8 80 beteiligten Verſicherungs⸗ 
trägern zu überſenden, während für die Aktenüberſendung felbſt der § 91 der Verordnung vom 
24. Dezember 1911 gilt. 1 


3. Schlußbejtimmungen. 
I § 82. ۱ 
Außer den im § 1624 Abf. 1 der Reichsverſicherungsordnung und den im 8 227 des Angeftellten- 
verſicherungsgeſetzes bezeichneten Fällen findet eine mündliche Verhandlung im Spruchverfahren nicht ſtatt, wenn 
1. es ſich lediglich um den Beginn oder die Höhe der Rente (Invalidenrente, Witwenrente, 
Ruhegeld) handelt, it 
2. es ſich um einen Anſpruch auf Invalidenrente wegen Zurücklegung des 65. Lebensjahrs handelt, 
3. es ſich um die Erfüllung der Wartezeit handelt, es ſei denn, daß die Entſcheidung von der 
Feſtſtellung der Verſicherungspflicht oder der Verſicherungsberechtigung oder des Beginns der 
Invalidität oder der Berufsunfähigkeit abhängt. i 
n 
Ss 96, 97 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 gelten nicht für das Verfahren vor dem 
Ausſchuß für Angeſtelltenverſicherung. Statt deſſen gelten die 88 139, 149 des Angeſtelltenverſicherungs 
geſetzes und die dazu gehörigen Ausführungsbeſtimmungen des $ 21 dieſer Verordnung. 5 


B. Kemmern der Angeſtelltenverſicherung. 

§ 84. 
Für den Geschäftsgang AN: das Verfahren der Kammern für Angeſtelltenverſicherung bei dem 
Oberverſicherungsamt gelten ſinngemäß die Vorſchriften der ره‎ 55 über Geſchäftsgang und Verfahren 
der Oberverſicherungsämter vom 24. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. S. 1095), ſoweit nicht nachſtehend 
oder im neee neee etwas anderes beſtimmt iſt. 
u 9 6. 
Dh Alle Entscheidungen, Beſchlüſſe, Anordnungen, Verfügungen, Erſuchen, Berichte Be der Kammer 
für Angeſtelltenverſicherung ergehen unter dem Namen des Oberverſicherungsamts mit dem Zuſatz 


„Kammer für Angeſtelltenverſicherung“, die der Großen Kammer mit dem Zuſatz „Große Kammer für 
. 9.86 


i ‚Die Koſten des a $.15 der Verordnung vom 24. Dezember 1911 beſtellten beſonderen 
تس‎ gelten als gerichtliche ۰ ۱ 
8 87. 
ae 63 bis 67 gelten faulen 
8 88. 
Soweit nicht in bf ss 86 und 87 etwas anderes beſtimmt iſt, DI für die Koſtnentſheidung 
e die eee der 88 274, 275 des ee ee ۱ 


8 89. 


Gegen Perſonen, die auf Grund des § 220 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes aus dem 
Sitzungszimmer entfernt worden ۳ wird in der gleichen ۶۰ 1 wie wenn ſie ng freiwillig 
rm. ‘hätten. 

۰ 8 0 

Der Vorſitzende oder das Oberverſicherungsamt kann Auskünfte der Ver HRS einholen. 

Die Äußerungen der Vertrauensmänner unterliegen keinen Formvorſchriften. 


$ 91. 


er in unterer Inſtanz im Beſchlußverfahren nicht der Worfihende, jondern der Ausſchuß für 
Angeſtelltenverſicherung beim Verſicherungsamt entſchieden, ſo entſcheidet im Inſtanzenzuge die Kammer 
für Angeſtelltenverſicherung; * die Zurückweiſung des Rechtsmittels als verſpätet gelten die allgemeinen 


auen „ X. Jukrafttreten. 


4 Die Vorſchriſten des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 12. Oktober 1923, des Einführungs⸗ 
geſehes zum Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom gleichen Tage, ſoweit fie nicht ſchon in Kraft, geſetzt worden 
ſind, und die Beſtimmungen dieſer Ausführungsverordnung treten mit dem 1. Dezember 1923 in Kraft. 


es den 9. November 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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